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Düsseldorf – Haus des Landtags 
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Vorsitz:  Rainer Schmeltzer (SPD) 

Protokoll: Dr. Alexander Happ 

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

1 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 16: Ein Kunstraum für alle Sinne – ohne Sinn für das Haushalts-
recht (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und FDP [s. Anlage 1]) 7 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3168 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen 
aller Fraktionen zu. 
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2 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 

dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 14: Corona-Billigkeitsleistungen aus dem Kulturstärkungsfonds – 
keine einheitlichen Vorgaben, Defizite in der Umsetzung (Beschlussvorschlag 
der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 2]) 8 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3169 

– mündlicher Bericht des Landesrechnungshofs 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen 
aller Fraktionen zu. 

3 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 20: Fluthilfe: Baufachliche Schutzanforderungen kommen beim 
Wiederaufbau zu kurz und Krisenresilienz unterentwickelt (Beschluss-
vorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP  
[s. Anlage 3]) 9 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3170 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2997 – Neudruck – 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen 
aller Fraktionen zu. 

4 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 27: „Härtefallhilfe NRW“ – Schwein gehabt (Beschlussvorschlag 
der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 4]) 10 

Vorlage 18/2842 
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Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3171 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3467 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen 
aller Fraktionen zu. 

5 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 15: Kostenexplosion und intransparente Entscheidungswege 
bei der Sanierung des Schauspielhauses Düsseldorf 11 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3461 

– mündlicher Bericht des Landesrechnungshofs 

– Wortbeiträge 

6 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 29: Förderung des Erwerbs von Wohneigentum auf fehlerhafter 
Grundlage – Mitnahmeeffekte inklusive 13 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3465 

– mündlicher Bericht des Landesrechnungshofs 

– Wortbeiträge 
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7 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 

dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 25: Einführung eines digitalen Vergabemanagementsystems 
beim Bau- und Liegenschaftsbetrieb Nordrhein-Westfalen immer noch 
nicht abgeschlossen 18 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3463 

– mündlicher Bericht des Landesrechnungshofs 

– Wortbeiträge 

8 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 26: Portfoliosteuerungstool des Bau- und Liegenschaftsbetriebs 
Nordrhein-Westfalen: Welche Immobilie wird zuerst saniert? 28 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3464 

– mündlicher Bericht des Landesrechnungshofs 

– Wortbeiträge 

9 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 30: Hohes Steuerausfallrisiko bei der energetischen Sanierung 
von Wohngebäuden 32 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3466 

– mündlicher Bericht des Landesrechnungshofs 

– Wortbeiträge 
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10 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 

dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 18: Rücklagen der Universitäten und Fachhochschulen – je mehr, 
desto besser? 35 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3462 

– mündlicher Bericht des Landesrechnungshofs 

– Wortbeiträge 

11 Ergebnisbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über den Jahresbericht 2022 39 

Vorlage 18/3350 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss nimmt den Ergebnisbericht 2024 des Landes-
rechnungshofs Nordrhein-Westfalen über den Jahresbericht 2022 
zur Kenntnis. 

* * * 
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1 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 16: Ein Kunstraum für alle Sinne – ohne Sinn für das Haushaltsrecht 
(Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
FDP [s. Anlage 1]) 

Vorlage 18/2842 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3168  

In dem gemeinsamen Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, Bündnis90/Die 
Grünen und FDP werde die Bereitschaft des Ministeriums für Kultur und Wissenschaft 
begrüßt, ausgehend von den Anregungen des Landesrechnungshofs zu einer effizien-
teren Mittelvergabe zu kommen, sagt Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE). 

Frank Börner (SPD) erkundigt sich, ob dem LRH seitens des MKW über dessen an-
gekündigte Einführung von Erfolgskriterien in Erlassen berichtet worden sei. 

Vizepräsident des Landesrechnungshofs Michael Kisseler antwortet, bisher keine 
diesbezüglichen Rückmeldungen erhalten zu haben und dementsprechend über kei-
nen neuen Sachstand zu verfügen. Der LRH gehe davon aus, dass das MKW sukzes-
sive dazu übergehen werde, Kennzahlen vorzugeben und Zielvorgaben zu machen. 
Das Prüfungsverfahren sei bereits beendet.  

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stim-
men aller Fraktionen zu. 
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2 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 14: Corona-Billigkeitsleistungen aus dem Kulturstärkungsfonds – keine 
einheitlichen Vorgaben, Defizite in der Umsetzung (Beschlussvorschlag der 
Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 2]) 

Vorlage 18/2842 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3169   

Vizepräsident des Landesrechnungshofs Michael Kisseler: Auch wenn der Be-
schlussvorschlag schon vorliegt, möchte ich noch auf einen Punkt hinweisen, der sich 
daraus so nicht ergibt.  

In der Beratung zu diesem Punkt in der letzten Sitzung ging es um das Thema „Kurz-
arbeitergeld“. Wenn ich mich recht erinnere, gab es eine Nachfrage von Herrn Rock in 
Richtung des Ministeriums für Kultur und Wissenschaft, ob die Sichtweisen zu der Be-
handlung des aufgestockten Kurzarbeitergeldes deckungsgleich seien oder voneinan-
der abwichen. Ich hatte Herrn Dr. Reitemeyer vom MKW so verstanden, dass wir dies-
bezüglich beieinander sind und tatsächlich ein Betrag von – so haben wir geschätzt – 
80.000 Euro, die Aufstockungen ausmachten, zurückzufordern wäre.  

Wir haben nach der letzten Sitzung des Ausschusses eine Stellungnahme des MKW 
erhalten, die sich zu meinem Erstaunen bezüglich dieses Punkts diametral verhält. Wir 
sind in diesem Verfahren noch weiter mit dem MKW im Geschäft, wenn ich das so 
sagen darf, und werden den Punkt in unserer Folgeentscheidung sicherlich wieder 
aufmachen. Mir war nur wichtig, Ihnen bei der Schlussberatung zu diesem Punkt eine 
Ergänzung zu liefern.  

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stim-
men aller Fraktionen zu. 
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3 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 20: Fluthilfe: Baufachliche Schutzanforderungen kommen beim Wie-
deraufbau zu kurz und Krisenresilienz unterentwickelt (Beschlussvorschlag 
der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 3]) 

Vorlage 18/2842 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3170 

Bericht  
der Landesregierung 
Vorlage 18/2997 – Neudruck –  

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stim-
men aller Fraktionen zu. 
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4 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 27: „Härtefallhilfe NRW“ – Schwein gehabt (Beschlussvorschlag der 
Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 4]) 

Vorlage 18/2842 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3171 

Bericht  
der Landesregierung 
Vorlage 18/3467  

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stim-
men aller Fraktionen zu. 
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5 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 15: Kostenexplosion und intransparente Entscheidungswege bei 
der Sanierung des Schauspielhauses Düsseldorf 

Vorlage 18/2842 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3461   

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn berichtet: 

Ich gebe Ihnen, wie ich das immer mache, ein ganz kurzes Intro. Ich halte mich 
kurz, weil ich noch drei weitere Fälle habe.  

Wir haben es hier mit einer Kostenexplosion zu tun – einer Kostensteigerung von 
6,5 Millionen auf 21,5 Millionen Euro –, was die technische Gebäudeausrüstung des 
Schauspielhauses Düsseldorf angeht. Die Ursachen sind schnell erklärt. Es gab 
keine vernünftige Ursachenermittlung, keine vernünftige Kostenermittlung und auch 
keine Projektplanung. Diese Dinge waren alle fehlerhaft oder mangelhaft. Es fehlte 
ein ganzheitliches Sanierungskonzept.  

Außerdem, und das ist vielleicht die Krux an der Geschichte, gibt es im Grunde 
genommen zwei Gesellschafter, nämlich die Stadt Düsseldorf und das Land Nord-
rhein-Westfalen, vertreten durch das Ministerium für Kultur und Wissenschaft. Es 
gab keine abgestimmte Vorgehensweise für das Schauspielhaus Düsseldorf. Auch 
die Zuwendungsverfahren waren stark mängelbehaftet. Wir haben das im Einzelnen 
ausgeführt; ich möchte das hier nicht weiter ausführen. Die Fehler sind im Wesent-
lichen alle zugestanden und auch zu einem großen Teil abgestellt.  

Offengeblieben ist eigentlich nur ein Punkt. Der Rechnungshof hatte zur Vermei-
dung eines erneuten Sanierungsstaus angeregt, die Objektbetreuung des Schau-
spielhauses in eine Hand zu geben, nämlich in das Immobilienmanagement der 
Stadt. Im Moment ist die Betreuung durch die beiden Gesellschafter zweigeteilt. Das 
MKW hat sich dem nicht angeschlossen, sondern hat Maßnahmen eingeleitet, die 
Objektbetreuung innerhalb der Neuen Schauspiel-Gesellschaft, NSG, besser abzu-
stimmen; es wird eine engmaschigere Zusammenarbeit zwischen Stand und Land 
angestrebt. Damit kann der Rechnungshof gut leben.  

Wir werden uns das sicherlich in einer Nachschau in ein paar Jahren wieder angucken.  

Durch die seitens des LRH angeregte Zusammenfassung der Objektbetreuung in einer 
Hand ergäben sich nachvollziehbare Vorteile wie etwa kurze Wege, so Dr. Gregor 
Kaiser (GRÜNE). Ihn interessierten etwaige Vorteile der bisherigen und aus Sicht des 
MKW beizubehaltenden Aufteilung der Verantwortlichkeiten. 
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MR Torsten Ehlert (MKW) antwortet, dass durch die Beibehaltung der bisherigen 
Konstellation einem Petitum der Stadt Düsseldorf als Mitgesellschafter gefolgt werde. 
Demzufolge werde durch eine Absprache ein enger und regelmäßiger Austausch in-
nerhalb der NSG bzw. zwischen der Abteilung „Technische Direktion“ und dem Ge-
bäudemanagement der Stadt ermöglicht. Es handle sich aus Sicht des MKW um eine 
gute und gedeihliche Zusammenarbeit aller Akteure.  

Bezogen auf die Zehn-Jahres-Planung der NSG für Sanierungen und Reparaturen 
wünscht Dirk Wedel (FDP) zu erfahren, ob es auch bisher eine solche Planung gege-
ben habe und ob der LRH diese als sinnvoll erachte. Des Weiteren interessiere ihn, 
ob die jährliche Instandhaltungspauschale in Höhe von 1,8 Millionen Euro hierfür aus-
reiche. 

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn entgegnet, nicht abschätzen 
zu können, ob die Summe auskömmlich sei. Er verweise jedoch auf erhebliche Bau-
kostensteigerungen. 

Das MKW habe inzwischen eine Zweckbindungsfrist eingebaut. 

Seine Fragen hätten sich eigentlich an das MKW gerichtet, präzisiert Dirk Wedel (FDP). 
Während der LRH noch keine Auskunft über die Auskömmlichkeit der jährlichen In-
standhaltungspauschale geben könne, müsse aufseiten des MKW ein Überblick über 
die Entwicklungen der vergangenen Jahre vorhanden sein. 

Außerdem möge das MKW mitteilen, ob die angekündigte Zehn-Jahres-Planung be-
reits vorliege. Es gehe ihm vor allem um die Inhalte. 

MR Torsten Ehlert (MKW) erläutert, dass die Zehn-Jahres-Planung ein Bestandteil des 
Wirtschaftsplans sei und dementsprechend vorliege.  

Bisher seien die Mittel immer auskömmlich gewesen. Dies werde kontinuierlich überprüft. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer teilt mit, dass Beschlussvorschläge zu diesem Bei-
trag bis zum Donnerstag vor der kommenden Sitzung erbeten würden. 
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6 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 29: Förderung des Erwerbs von Wohneigentum auf fehlerhafter 
Grundlage – Mitnahmeeffekte inklusive 

Vorlage 18/2842 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3465  

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn: Ich gebe ein kurzes Intro. – 
Meine Damen und Herren, das ist ein besonderer Fall, auf den ich gerne Ihre Aufmerk-
samkeit lenken möchte. Ich mache diesen Job als Mitglied des Rechnungshofes seit 
über 15 Jahren und muss Ihnen sagen, dass mir so etwas noch nicht untergekommen 
ist.  

Anfang des Jahres 2010 gab es viele Korruptionsfälle im BLB, die wir begleitet haben: 
Wir waren im Untersuchungsausschuss präsent und haben die Neuausrichtung des 
BLB eingestielt und begleitet. Wir sind mit dem Finanzministerium eigentlich immer 
einvernehmlich klargekommen.  

(Unruhe) 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Herr Zelljahn, Sie sind schon einen Punkt weiter. 
Wir sind bei Beitrag 29 „Wohneigentum“.  

(Simon Rock [GRÜNE]: So schlimm ist das Programm auch nicht! – 
Heiterkeit) 

– Aber das Warm-up war schon da.  

(Heiterkeit – Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn: Ent-
schuldigung!) 

Simon Rock (GRÜNE): Es ist auch eine grundsätzliche politische Frage. In der Tat 
waren wir Grüne ob des Förderprogramms nicht ganz unkritisch. Deshalb war ich mir 
bei dem Intro von Herrn Zelljahn nicht ganz sicher, wie ich es einordnen soll. Als dann 
aber das Wort „BLB“ fiel, war mir klar, dass wir es nicht ganz so hoch hängen wollen.  

Das Förderprogramm ist in der Tat mittlerweile eingestellt worden bzw. es ist ausge-
laufen. Trotzdem muss der Vorgängerregierung zugutegehalten werden, dass sie auf-
grund der Bestimmungen des Bundesrechts über die Krücke des Förderprogramms 
versucht hat, eine Art Freibetrag einzuführen.  

Ich habe auf Grundlage Ihres Berichts ein paar Nachfragen an den Landesrechnungs-
hof. Sie schreiben in Ihrer aktualisierten Sachstandsdarstellung, dass das FM im Ge-
gensatz zu den Festlegungen des Haushaltsgesetzgebers das beschriebene Förder-
ziel nicht umgesetzt habe. Mich interessiert, an welchen Maßgaben Sie das festmachen.  
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Sie schreiben an anderer Stelle, dass Sie einen Verstoß gegen den Subsidiaritäts-
grundsatz und erhebliche Mitnahmeeffekte festgestellt hätten und dass zudem auch 
keine Erfolgskontrolle durchgeführt worden sei. Das Förderprogramm ist ja nicht so 
schrecklich lange gelaufen. Mich interessiert, wie in dem recht kurzen Zeitraum, in dem 
das Förderprogramm gelaufen ist, eine vernünftige Erfolgskontrolle hätte durchgeführt 
werden können und inwieweit Sie tatsächlich der Auffassung sind, dass das beschrie-
bene Förderziel nicht umgesetzt wurde.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Durch die drei Buchstaben „BLB“ hat Herr Zelljahn 
den gesamten Ausschuss ein bisschen wuschig gemacht. 

(Frank Börner [SPD]: Wachgerüttelt!) 

Er hat mir aber gerade gesagt, dass das Intro richtig gewesen sei. Deswegen darf Herr 
Zelljahn jetzt sein Intro kundtun – also nicht mehr zucken, wenn Sie „BLB“ hören – und 
gleichzeitig die Fragen beantworten. 

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn: Das mache ich sehr gerne. – 
Herr Rock, vielleicht erledigt sich das ein oder andere schon, wenn ich mein Intro wei-
terführen darf.  

Ich war eben an dem Punkt stehen geblieben, dass wir uns mit dem Finanzministerium 
eigentlich immer gut verständigt haben. Wir haben immer Lösungen gesucht. Mir war 
es immer wichtig, diesem Ausschuss keinen Rechtsstreit zu präsentieren. Wir haben 
immer versucht, vorher einvernehmliche Lösungen zu finden.  

Dieser Fall ist völlig anders. Wir sind in der Sache selbst materiellrechtlich und auch, 
was das Formale angeht, völlig auseinander. Was das Formale angeht, geht es hier 
um die Beteiligung des Landesrechnungshofes. Wir hätten in diesem Verfahren betei-
ligt werden müssen, weil es um den Verwendungsnachweis geht. Dabei ist eine Ein-
vernehmensklärung mit dem Landesrechnungshof herzustellen.  

Das Finanzministerium hat uns aus diesem Verfahren bewusst rausgekickt. Es gibt ei-
nen E-Mail-Verkehr des Finanzministeriums – das steht auch in dem Jahresbericht –, in 
dem bewusst versucht wurde, den Landesrechnungshof aus dem Fall herauszuhalten. 
Ich kann das auch hier noch einmal zitieren. Moment, ich suche es gerade. – Ich finde 
es auf die Schnelle nicht. 

Man hat sich im Finanzministerium E-Mails geschrieben, wie man den Landesrech-
nungshof aus diesem Verfahren heraushalten könne. Man ist auf die Idee gekommen, 
keinen Verwendungsnachweis in diesem Zuwendungsverfahren zu machen, und ohne 
Verwendungsnachweis muss man den Landesrechnungshof ja auch nicht fragen. Der 
Landesrechnungshof wird immer dann gehört, wenn es um Regelungen zum Verwen-
dungsnachweis geht. Wir stehen natürlich auf dem Standpunkt: Wenn man keinen Ver-
wendungsnachweis macht, dann ist das erst recht eine Regelung zum Verwendungs-
nachweis, und dann hätten wir erst recht angehört werden müssen. Das alles ist nicht 
erfolgt. Es wurde von Anfang an versucht, den Rechnungshof hierbei nicht zu beteili-
gen, weil man wahrscheinlich schon gesehen hat, dass sich der Rechnungshof auch 
inhaltlich sehr kritisch äußern würde.  
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Es geht um ein Förderprogramm mit einem Volumen von 400 Millionen Euro, wovon 
zum Stand Januar 2024 auch 378 Millionen Euro ausgezahlt worden sind. Es handelt 
sich um eine Zuwendungsförderung, deren einzige wesentliche Voraussetzung die 
Zahlung der Grunderwerbsteuer und später, wenn nicht schon geschehen, der Nach-
weis der Wohnsitznahme waren. Es gab im Grunde genommen keine weiteren Vo-
raussetzungen. Damit wurde jeder Erwerb von Wohneigentum unterschiedslos nach 
dem Gießkannenprinzip gefördert.  

Dann sind zwingende Vorgaben des Zuwendungsrechts verletzt worden. Das Zuwen-
dungsrecht war für das Förderprogramm unseres Erachtens ungeeignet. Es wurde di-
rekt ein vorzeitiger Maßnahmebeginn ermöglicht. Während das Programm am 2. Mai 
2022 in Kraft getreten ist, gab es die Förderung aber schon ab dem 1. Februar 2022. 
Damit wird also ein durchfinanzierter und abgewickelter Erwerb von Immobilien nach-
träglich bezuschusst.  

Der Verwendungsnachweis ist eigentlich das Herzstück eines jeden Zuwendungsver-
fahrens. In diesem Fall wurde gänzlich darauf verzichtet, genauso wie auf eine Zweck-
bindungsfrist oder auf eine Mindesthaltedauer. Wenn Sie eine Immobilie erworben ha-
ben und für einen Tag eingezogen sind, dann dürfen Sie die Förderung behalten.  

Zum Formellen. Dass wir als Rechnungshof herausgehalten wurden, ist ein absoluter 
Affront gegen die Institution. Wir sind schließlich ein Verfassungsorgan. Dazu, dass 
ein E-Mail-Verkehr initiiert wurde, um uns herauszuhalten, fehlen mir eigentlich die 
Worte. Mir fehlen auch die Worte dazu, dass man nicht zumindest im Nachhinein ge-
sagt hat: Ja, wir haben einen Fehler gemacht. – Nein, man hält nach wie vor daran 
fest und betreibt das Verfahren weiter, sodass hier alle Sachen streitig sind. 

Mit dem Förderprogramm sollten hauptsächlich junge Familien gefördert werden. 
Letztlich war das aber nicht das Ziel, weil ausnahmslos alle gefördert wurden, auch 
der Multimillionär. – Das war es erst einmal als Intro.  

Simon Rock (GRÜNE): Würden Sie also die politische oder die rechtliche Einschät-
zung teilen, dass dieses Förderprogramm im Prinzip wie ein Freibetrag auf die Grund-
erwerbsteuer gewirkt hat, der nicht über einen Automatismus erfolgte, sondern über 
ein extra Antragsverfahren über die NRW.BANK abgewickelt werden musste?  

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn: Ja, im Prinzip ist das so. 

Dirk Wedel (FDP): Ich belasse es für die FDP-Fraktion bei folgender Anmerkung: Der 
Bericht des Landesrechnungshofs bestätigt aus unserer Sicht, dass es damals deutlich 
besser gewesen wäre, den Steuersatz anzupacken, als über dieses Zuwendungspro-
gramm zu gehen. Das war auch damals schon die Auffassung der FDP-Fraktion. 

(Dr. Hartmut Beucker [AfD]: Wer hat das immer von vornherein gesagt?) 

Frank Börner (SPD): Sie haben sehr ausführlich geschildert, wie das Verhältnis oder 
die Zusammenarbeit bzw. Nichtzusammenarbeit mit dem Finanzministerium war. Hat 
sich diesbezüglich im Laufe der Zeit irgendetwas verbessert? 
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Haben Sie seitens des Landesrechnungshofs irgendwelche Maßnahmen ergriffen 
oder wollen sie ergreifen, sodass in einem ähnlichen Fall die Zusammenarbeit mit dem 
Landesrechnungshof etwas würdiger wird? Es handelt sich in der Tat um ein Verfas-
sungsorgan, und insofern ist es wichtig, dass er seine Arbeit vernünftig machen kann. 
Die Frage lautet also: Wie würden Sie in einem ähnlichen Fall in Zukunft anders damit 
umgehen? 

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn: Ich habe es jetzt gefunden 
und kann Ihnen kurz vorlesen, was passiert ist. Das ist eine E-Mail an das Haushalts-
grundsatzreferat: Es sollen Elemente den eventuellen Verwendungsnachweises be-
treffend eliminiert werden, um kein Zustimmungsrecht des Landesrechnungshofs aus-
zulösen. – Die Antwort lautete: Besten Dank für die Überarbeitung und damit das Auf-
zeigen eines Weges zur Vermeidung einer Zustimmungspflicht.  

Wir kämpfen natürlich für unsere Rechte. Das ist völlig klar. Wie das in einem noch-
maligen Fall aussehen würde, kann ich Ihnen nicht sagen. Wir können das im Grunde 
genommen nur hier auf das Tableau bringen und ankreiden.  

Sie merken vielleicht, dass ich in dem Fall ein bisschen emotionalisiert bin. Das ist ein 
Stück aus dem Tollhaus. Das ist mir so noch nie untergekommen. Ich finde es unmög-
lich, dass man so mit uns umgeht. Ich glaube, dass der Rechnungshof immer gute 
Arbeit geleistet hat und sich das nicht gefallen lassen muss. – Herr Börner, ich weiß 
es nicht; ich kann nur hoffen.  

Ich habe es eingangs in meinem Intro erwähnt: Die Zusammenarbeit mit dem Ministe-
rium war ansonsten immer bestens, wenn es um den BLB ging, und auch die Zusam-
menarbeit mit dem BLB selbst und mit der Aufsicht des Finanzministeriums über den 
BLB. Ich glaube, dass wir diesbezüglich viel auf den Weg gebracht haben. Hier sind 
andere Referate bzw. hier ist ein anderes Referat zuständig, und es ist völlig anders. 
Warum das so ist, kann ich Ihnen leider nicht sagen.  

Frank Börner (SPD): Dann stelle ich die Frage noch einmal an einen anderen Adres-
saten, nämlich an das Finanzministerium: Wie bewertet das Finanzministerium die Zu-
sammenarbeit? Wie sollen Beteiligungs- und Unterrichtungsregelungen in Zukunft 
aussehen? Bleibt es ähnlich wie gerade beschrieben, wodurch das Verhältnis schwie-
rig bleibt und das Finanzministerium dafür sorgt, dass der Landesrechnungshof seine 
Arbeit nicht oder nicht ausreichend machen kann, oder gibt es Überlegungen, in Zu-
kunft kooperativer zu sein? 

LMR Carsten Tempel (FM): Ich kann nur sagen, dass wir die Zusammenarbeit mit 
dem Landesrechnungshof grundsätzlich sehr schätzen und dass wir auch die Arbeit 
des Landesrechnungshofs unterstützen. Ich glaube, wir haben in dieser Legislaturpe-
riode und in neuerer Zeit schon an einigen Beispielen gezeigt, dass wir ein großes 
Interesse daran haben, die Empfehlungen und Hinweise des Landesrechnungshofs zu 
bekommen und aufzunehmen.  
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Wir haben seinerzeit eine unterschiedliche Rechtserfassung vertreten und haben auch 
geschrieben, was uns dazu geführt hat. Wir haben aber auch darauf hingewiesen, 
dass wir in einem gleichgelagerten Fall künftig anders handeln würden. Wir haben 
schon im Schriftverkehr zum Ausdruck gebracht, dass wir den Landesrechnungshof in 
einem gleichgelagerten Fall selbstverständlich einbeziehen würden. Ich glaube, das 
zeigt, dass unser Interesse gegeben ist, vernünftig mit Ihnen zusammenzuarbeiten. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Damit haben wir heute die erste Beratung geführt. 
Die abschließende Beratung auf der Grundlage eines Beschlussvorschlags ist für die 
nächste Sitzung am 18. Februar 2024 vorgesehen. Ich bitte darum, Beschlussvor-
schläge bis zum Donnerstag vor der Sitzung einzureichen.  
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7 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 25: Einführung eines digitalen Vergabemanagementsystems beim 
Bau- und Liegenschaftsbetrieb Nordrhein-Westfalen immer noch nicht ab-
geschlossen 

Vorlage 18/2842 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3463  

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn: Wie immer eine ganz kurze 
Einführung. – In diesem Fall sollte bis zum 30. Juni 2022 ein digitales Vergabemana-
gementsystem eingeführt werden. Der BLB hat damit relativ spät angefangen und erst 
im Februar 2021 begonnen, Prozessabläufe bei der Vergabe von Bauleistungen in den 
Niederlassungen zu vereinheitlichen. Das hat dann alles etwas gedauert. Das ist eine 
Basisversion; zu diesem Modul gibt es noch ganz andere Dinge. Die Basisversion war 
dann erst im zweiten Quartal 2023 lauffähig.  

Der Landesrechnungshof hat unter anderem bemängelt, dass der BLB praktisch mit 
zwei unterschiedlichen Systemen gearbeitet hat: einmal teilweise mit dem Vergabe-
managementsystem und andererseits mit seinem schon vorhandenen System, das 
sich „Dokumentenmanagementsystem“ nennt. Das hat dazu geführt, dass man keine 
vollständige Vergabeakte hatte – wenn Sie das bildlich sehen wollen –, sondern dass 
die Dokumente teilweise in dem einen oder in dem anderen System abgelegt waren 
oder vielleicht auch in keinem System.  

Ich muss darauf hinweisen: Das ist eine reine Projektprüfung des Landesrechnungs-
hofes gewesen. Wir haben also nicht die einzelnen Vergaben inhaltlich geprüft, son-
dern wir haben nur geprüft, wie die Prozessabläufe innerhalb dieses Vergabemanage-
mentsystems sein sollen. Die Feststellungen, die wir dazu getroffen haben, haben wir 
dann auch niedergelegt und waren dann, weil der BLB im Grunde genommen alles 
zugestanden und Besserung gelobt hat, damit auch relativ schnell fertig bzw. haben 
Ihnen auch schon in dem Jahresbericht mitgeteilt, dass das Prüfungsverfahren abge-
schlossen sei. Deshalb gibt es dazu auch keine weitere Aktualisierung.  

Frank Börner (SPD): Herzlichen Dank für diesen Bericht. – Als jemand, der nach 2012 
im BLB-Untersuchungsausschuss mitwirken durfte, bin ich ein bisschen überrascht, 
dass sich an den Strukturen offensichtlich nicht übertrieben viel verändert hat. Der BLB 
gibt die meisten Vergaben heraus und darf mit sehr viel Steuergeld arbeiten. Das Prob-
lem war seinerzeit im Wesentlichen die nicht vorhandene Transparenz und die Frage, 
welche Entscheidungsstrukturen vorhanden sind.  

Aus dem Bericht lese ich es jetzt so, dass immer noch nicht sofort nachvollziehbar ist, 
warum, wie, in welcher Richtung was entschieden und vergeben wurde. Das überrascht 
erst einmal, und das macht mich auch sehr nervös. Auch vor dem aktuellen Hintergrund, 
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der gerade durch die Medien geht, was die Staatskanzlei angeht, hätte ich gedacht, 
dass der Untersuchungsausschuss neben der Aufklärung in den betroffenen Fällen 
auch deutliche Auswirkungen auf die Struktur beim BLB gehabt hätte.  

Gibt es seitens des Finanzministeriums irgendwelche Ambitionen oder neuere Struk-
turen, um den BLB gezielter zu kontrollieren oder bei den Vergaben und Ausgaben zu 
begleiten? Wenn jemand vom BLB hier ist, lautet die Frage: Wie will der BLB dafür 
sorgen, dass er hinsichtlich Vergaben wieder in ruhiges Fahrwasser kommt?  

Es geht um das Thema „Transparenz und Souveränität“ des BLB. Ich weiß nicht, wie 
lange ich noch an diesem Tisch sitzen darf, aber vielleicht erlebe ich es noch, dass 
man sagt: Das ist ein Unternehmen des Landes, das strukturiert und transparent die 
Aufgaben erfüllt, die es gestellt bekommt.  

RD Ralf Sand (FM): Danke, dass Sie mir die Gelegenheit geben, hierzu etwas zu sa-
gen. – Zunächst muss ich sagen, dass die Feststellungen des Landesrechnungshofes 
an dieser Stelle durch den BLB vollkommen abgearbeitet worden sind. Der Landes-
rechnungshof selbst hat das bereits festgestellt und seinen Prüfungsbericht mit seinen 
Folgeentscheidungen beendet.  

Wir sind aktuell dabei, diese Strukturen dadurch zu festigen, dass das Vergabema-
nagement die Vergabeverfahren mittlerweile tatsächlich zu 99 % digital abbildet. Wir 
haben noch eine kleine Grauzone, die sich im militärischen Bereich ergibt, weil der 
BLB auch Bundesaufgaben im Kasernenbau etc. übernimmt und hierbei gewisse Ge-
heimschutzinteressen bestehen, die wir nicht digital abbilden oder übermitteln können.  

Zu der von Ihnen angesprochene Transparenz. Der BLB ist auf seine Niederlassungen 
zugegangen, hat sie entsprechend informiert, noch einmal neue Leitungs- und Hand-
lungsfäden, Ablaufdiagramme dafür entwickelt, wann was zu tun ist. Ich glaube, das 
ist an der Stelle, so wie der BLB das auch gegenüber dem Landesrechnungshof be-
richtet hat, kein systemisches Versagen. Der Landesrechnungshof hat festgestellt, 
dass es diese Fälle gegeben hat, dass bestimmte Transparenzpflichten vernachlässigt 
worden sind. Soweit mir bekannt ist, wurde das beim BLB in vollem Umfang abgestellt.  

Der BLB wird an der Stelle von einem Dienstleister begleitet, der auch das Land NRW 
begleitet. Das ist der technische Dienstleister d-NRW AöR des Landes Nordrhein-
Westfalen, der für die Einführung aller elektronischen Instrumente und die Begleitung 
und Pflege im Vergabebereich federführend zuständig ist. Es findet eine Projektbeglei-
tung durch diesen technischen Dienstleister statt, um die von Ihnen genannten As-
pekte strukturiert und transparent umzusetzen und fortwährend zu begleiten, um dann 
auch die letzten Baustellen, die es an der Stelle gibt, entsprechend abzuarbeiten. 

Dirk Wedel (FDP): Ich habe eine Frage, die sich sowohl an den Landesrechnungshof 
als auch an das FM richtet, und zwar erst einmal generell-abstrakt: Inwieweit ist dieses 
Vergabemanagementsystem für die Korruptionsprävention von Bedeutung? Daran 
schließt sich die Frage an, ob die Nutzung von zwei unterschiedlichen Dokumenten-
managementsystemen in irgendeiner Weise Korruption befördern könnte. Gibt es dazu 
Erkenntnisse?  
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Zweitens. Seit wann sind die 99 % erreicht? Jedenfalls im zweiten Quartal 2024 war 
das offensichtlich nicht der Fall. Mich interessiert, seit wann das so weit ist, dass es 
eigentlich bis auf Kasernen im Bundesbau funktioniert.  

Außerdem frage ich nach – das richtet sich nur noch an das FM –, ob es Ihrerseits 
Erkenntnisse gibt, dass die verspätete Einführung des Vergabemanagementsystems 
irgendeinen Einfluss auf die in Rede stehenden Vorwürfe hinsichtlich Vergaben im Zu-
sammenhang mit der Staatskanzlei zu tun haben.  

RD Ralf Sand (FM): Zu der ersten Frage, ob das VMS, also das Vergabemanagement-
system, korruptionspräventiv eingesetzt werden könne und ob es bei zwei Systemen 
eine gewisse Anfälligkeit gebe. Das VMS ist von der Landesregierung zur rechtssiche-
ren Abwicklung von Vergabeverfahren und auch zur revisionssicheren Ablage einge-
setzt worden. Das in Rede stehende Dokumentenmanagementsystem, das beim BLB 
eingesetzt worden ist, ist nach Aussage des BLB ebenfalls revisionssicher. Letztend-
lich wurde es dann auch zur Veraktung gebraucht. Die im VMS erzeugten Vergabeakte 
wurden also in dieses Dokumentenmanagementsystem, DMS, überstellt, und damit 
wurde dann ebenfalls eine revisionssichere Ablage hergestellt.  

Dieses DMS wird durch ein neues Werkzeug, das sich ECM nennt, ersetzt werden. 
Das befindet sich momentan beim BLB im Roll-out. Die Revisionssicherheit wird im 
BLB also nach wie vor flächendeckend für die gesamte Schriftgutverwaltung des BLB 
und am Ende des Tages natürlich auch für die Vergabeakte erhalten.  

Wir haben zwei Systeme. Wir können die Revisionssicherheit über unser Vergabema-
nagementsystem gewährleisten. Dabei ist es natürlich auch der Anspruch des BLB, 
insgesamt alle Vorgänge, die der BLB erzeugt, in einem System zur Verfügung zu 
haben. Letztendlich wird diese Vergabeakte von dem einen System, also aus dem 
Managementsystem, in das neue ECM-System überführt, um dann die gesamte 
Schriftgutverwaltung des BLB an der Stelle revisionssicher aufzubewahren.  

Die zweite Frage bezog sich auf die von mir genannte Prozentangabe. Diese 99 % 
stammen aus einer Mitteilung aus der zweiten Jahreshälfte 2024, als die komplette 
Kommunikation mit den Bietern im Vergabeverfahren flächendeckend umgesetzt wor-
den ist und weitere Genehmigungsworkflows, bezüglich der der Landesrechnungshof 
zu Recht gesagt hatte, dass das gerade im Prüfungswertungsprozess umgesetzt wer-
den solle, entsprechend im kompletten System umgesetzt worden sind, sodass die 
Verfahren nach Aussage des BLB dort entsprechend abgebildet werden können.  

Ihre dritte Frage bezog sich auf das aktuelle Verfahren. Dazu kann ich Ihnen keinen 
Hinweis geben. Ich bitte darum, die laufenden Ermittlungen abzuwarten, ob am Ende 
des Tages entsprechende Hinweise als Antwort auf Ihre Frage erfolgen können. 

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn: Ganz allgemein sehen wir 
es so: Wenn dieses Vergabemanagementsystem so implementiert und durchgeführt 
wird, wie es vorgesehen ist, dann trägt das sicherlich dazu bei, dass man einen ge-
samten Vorgang von der Einleitung bis zur Zuschlagserteilung vor sich hat. Wenn das 
dann so ist und das nicht in verschiedenen Systemen abgelegt ist, kann man natürlich 
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auch eher mal irgendetwas erkennen, das vielleicht mit Korruption zu tun hat. Das ist 
also sicherlich kein schlechtes Verfahren.  

Ich muss allerdings dazu sagen – auch, weil das im Moment in der Diskussion ist –, 
dass das Verfahren Nachträge nicht abdeckt. Das ist ein Verfahren bis zur Zuschlagser-
teilung. Was sich danach abspielt – das Thema „Nachträge“ usw. und irgendwelche 
möglicherweise bestehenden Absprachen gehen ja durch die Presse –, lässt sich mit 
diesem System nicht sehen; das erfasst dieses System nicht.  

Wichtig ist aber, dass alles in einem einheitlichen System ist, und das war in der Ver-
gangenheit bis zur Einführung nicht der Fall. Ich hatte eben gesagt, dass es hier und da 
etwas gab; der BLB hatte ein System, aber eben kein einheitliches. Das war das große 
Problem, sodass sich teilweise die Durchführung des Vergabeverfahrens, die Veröffent-
lichung, die Bieterkommunikation in dem Vergabemanagementsystem und die Ange-
botsprüfung und Bewertung außerhalb des Vergabemanagementsystems befunden ha-
ben. Das wurde jetzt vereinheitlicht, und deshalb ist es auch besser zu durchblicken.  

Man muss natürlich dann, wenn man das hat, in die Einzelfälle gehen. Ich wiederhole 
das. Deshalb können wir auch nichts zu dieser Affäre jetzt sagen. Man muss sich dann 
natürlich die Vergaben sehr genau angucken. Wir haben nur das System geprüft. 

Dirk Wedel (FDP): Presseveröffentlichungen ist zu entnehmen, dass es angeblich Soft-
waremanipulationen im Bereich „SAP“ gegeben habe. Meine Frage an den Landes-
rechnungshof und gleichzeitig an das FM lautet, ob diese beiden Systeme, dieses 
Vergabemanagementsystem und dieses Dokumentenmanagementsystem, SAP-Sys-
teme sind.  

Eine weitere Frage an das FM lautet: Hat das FM Erkenntnisse dazu, dass es Softwa-
remanipulationen an diesen beiden Systemen oder an einem davon gegeben hat? 

RD Ralf Sand (FM): Zu Ihrer ersten Frage. Wir sprechen hier von zwei unterschiedli-
chen technischen Systemen, die einen komplett anderen technischen Aufbau haben. 
Das Vergabemanagementsystem ist keine SAP-Anwendung bzw. hat keine SAP-
Grundlagen. Insofern sind die zwei Systeme nicht miteinander vergleichbar. Das neu 
eingesetzte ECM ist, soweit ich weiß und der BLB mir das mitgeteilt hat, ebenfalls 
keine SAP-Anwendung. Das DMS seinerzeit war wohl eine SAP-Anwendung, soweit 
mir das bekannt ist, die aber revisionssicher sein soll. Mir sind aber keine Informatio-
nen bekannt, dass es eine Softwaremanipulation gegeben hat. Ich kann nur das wie-
dergeben, was Sie oder ich in der Presse lesen. Deswegen muss ich auch hier 
schlichtweg auf die laufenden Ermittlungen hinweisen, die möglicherweise die Antwort 
auf Ihre Frage bringen werden.  

Bernd Krückel (CDU): Die Ausführungen des Vertreters des Finanzministeriums las-
sen den Schluss zu, dass sich seit den Feststellungen im Bericht zu Beitrag 25 erheb-
liche Verbesserungen ergeben haben und dass man – es wurde in Prozentwerten aus-
gedrückt – einer revisionssicheren Vergabe nahegekommen ist.  
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Die Präsidentin des Landesrechnungshofes hat mit Brief vom 14. Januar 2025 mitge-
teilt, dass keine aktualisierte Sachstandsdarstellung vorgenommen wird. – Herr Zelljahn, 
liegen Ihnen Erkenntnisse vor, dass die Verbesserungen zum ursprünglichen Bericht 
eingetreten sind und, wenn dem so sein sollte, warum es hierzu keine aktualisierte 
Sachstandsdarstellung gibt?  

Wir haben jetzt die widersprüchlichen oder konträren Aussagen vernommen, dass der 
Presse entnommen worden sei, dass SAP manipuliert und gefälscht worden sei, wäh-
rend wir vom Vertreter des Ministeriums gehört haben, dass die Erkenntnisse im Mi-
nisterium noch nicht angekommen seien. Wir müssen also die weiteren Prüfungen ab-
warten.  

Ich würde es begrüßen, wenn wir im weiteren Verfahren gerade in diesen Punkten, 
also bezogen auf den Umfang der Verbesserung und die Frage der Einflussnahme auf 
EDV-Systeme, Informationen bekommen. Wenn die Systeme oder die Anbieter von 
sich behaupten, revisionssicher zu sein, interessiert uns, woran man das festmachen 
kann und welche Qualitätskriterien hier angelegt worden sind.  

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn: Herr Krückel, zu der Frage, 
warum es keine Aktualisierung gibt. Wir prüfen, und irgendwann ist die Prüfung beendet, 
und dann schreiben wir den Bericht. Daraufhin bekommen wir, und das war in dem Fall 
so, eine Antwort des Ministeriums. Das Ministerium hatte unsere Feststellungen im 
Grunde genommen alle anerkannt und zugesagt, das umzusetzen. Das Vergabemana-
gementsystem in der Form, wie es vorgesehen ist, läuft seit dem drittem Quartal 2023 
oder 2024.  

Damit war für uns im Grunde genommen alles geklärt. Wir prüfen dann nicht noch 
einmal nach; das kann vielleicht einer weiteren Prüfung vorbehalten bleiben. Für uns 
war der Fall mit dieser Zusage erledigt. Deshalb hat es keine Sachstandsaktualisie-
rung gegeben. Wir haben das alles in diesen einen Bericht gepackt und gesagt: Wir 
sind damit zufrieden.  

Ich muss Ihnen sagen, dass das für mich der einfachste Bericht für den heutigen Tag 
war, aber die Sachen entwickeln sich manchmal anders, als man denkt. Die aktuellen 
Ereignisse haben dazu beigetragen, dass das jetzt auch zum Thema wird. 

Bernd Krückel (CDU): Herr Zelljahn, Sie sprachen gerade von „Ereignissen“. Sind es 
tatsächlich Ereignisse, die Sie festgestellt haben, oder ist es die Presseberichterstat-
tung hinsichtlich der angeblich stattgefundenen Manipulationen?  

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn: Das ist die Pressebericht-
erstattung. Ich hatte eben gesagt, dass wir keine Vergabe inhaltlich geprüft haben. 
Wenn uns bei diesen Feststellungen, die wir zum Vergabemanagementsystem getrof-
fen haben, irgendwo etwas aufgefallen bzw. ins Auge gesprungen wäre – das ist es 
aber nicht –, dann hätten wir das sicherlich moniert.  

Es ging hier um eine Systemprüfung und nicht um inhaltliche Vergaben. Wir haben 
keine inhaltlichen, materiellrechtlichen Vergaben geprüft. Uns ging es darum, dieses 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 23 - APr 18/825 

Ausschuss für Haushaltskontrolle 28.01.2025 
22. Sitzung (öffentlich) ha 
 
 
System zu prüfen, ob das installiert ist und ob das revisionssicher läuft. Das war der 
Punkt.  

Wenn ich von „Ereignissen“ spreche, dann spreche ich nur von Dingen, die Sie und 
ich aus der Presse wissen. Wir haben also nichts festgestellt und können und werden 
zu dem Verfahren auch nichts sagen. 

Carolin Kirsch (SPD): Ich habe eine Frage an den Vertreter des FM. Wir haben über 
das, was in der Presse berichtet wurde, hinaus einen sehr detaillierten Bericht der 
Oberstaatsanwaltschaft erhalten, in dem die Zeiträume sehr genau definiert werden, 
in denen die Vorgänge passiert sind; das betrifft insbesondere die Vergaben an das 
Architekturbüro. Es geht auch nicht nur um Nachträge, sondern grundsätzlich um 
Vergaben. Ich möchte von Ihnen konkret wissen, ob diese Vorgänge in einem Zeitraum 
passiert sind, in dem das VMS noch nicht vollständig installiert war. 

Meine zweite Frage richtet sich an beide. Mich interessiert, ob dieser Bericht oder die 
Ergebnisse aus diesem Bericht zu einem bestimmten Zeitpunkt mit der Innenrevision 
des BLB und des FM ausgetauscht wurden bzw. ob man sich darüber ausgetauscht 
hat und ob auch die Innenrevision in beiden Bereichen dazu möglicherweise eine Stel-
lungnahme abgegeben hat. Ist da etwas bekannt? Das richtet sich sowohl an das FM 
als auch an den Landesrechnungshof.  

Ich möchte noch einmal sichergehen – möglicherweise haben Sie, Herr Zelljahn, das 
im Grunde schon beantwortet –: Unter dem Punkt 25.2 im Jahresbericht des Landes-
rechnungshofs sprechen Sie über wesentliche Prüfungsfeststellungen. Dort haben Sie 
dargestellt, dass Sie eine breite Stichprobe der Vergaben durchgeführt haben. Ich 
möchte konkret wissen, was für Feststellungen es gegenüber dem BLB NRW und dem 
FM gab, die darauf hindeuteten, dass es da erhebliche Probleme gab. Was ist Ihnen 
dann vom BLB und vom FM konkret mitgeteilt worden, was mit Blick auf diese Fest-
stellungen jetzt verändert werde?  

RD Ralf Sand (FM): Wie Herr Zelljahn zu Beginn ausgeführt hat, gab es eine Ent-
scheidung der Landesregierung, das VMS einzuführen. Es gab ein von der Landesre-
gierung festgelegtes Datum, nämlich den 30. Juni 2022. Auch das wurde genannt. 
Herr Zelljahn hat berichtet bzw. aus dem Bericht des Landesrechnungshofs ergibt sich, 
dass die Umsetzungen im VMS sukzessive im Laufe der letzten Jahre erfolgt sind.  

Der Bericht der Staatsanwaltschaft ist mir nicht bekannt. Mir sind auch keine genauen 
Daten zu den Vorwürfen bekannt, außer dass es die Jahre 2018, 2019 betraf. Das sind 
eigentlich auch genau die Jahre, in denen sich das VMS in der Einführung beim BLB 
befand.  

Ihre zweite Frage bezog sich auf die Innenrevision. Mit Blick auf die Innenrevision des 
BLB kann ich Ihnen nicht sagen, ob der BLB den Bericht des Landesrechnungshofs 
intern entsprechend gespiegelt hat. Ich kann jetzt nur für die Innenrevision des FM spre-
chen. Tatsächlich gab es an dieser Stelle zumindest Informationen über den Postlauf. 
Wir haben einen ganz normalen Dienstweg im Hause, und ich gehe davon aus, dass 
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das zumindest zur Kenntnis gelangt ist. Mit Sicherheit kann ich Ihnen das an der Stelle 
aber nicht beantworten.  

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn: Dazu, was mit der Innenre-
vision geschehen ist oder nicht geschehen ist, kann auch ich nichts sagen. Das weiß 
ich nicht; es entzieht sich meiner Erkenntnis. 

Zu dem Punkt 25.2. Ich kann mich nur immer wieder wiederholen: Wir haben keine 
Vergaben inhaltlich geprüft. Wir haben das System geprüft und uns dann natürlich 
Vergaben angeguckt, wie sie im Grunde genommen gelaufen sind, aber wir haben sie 
nicht inhaltlich überprüft. Es ist nicht Gegenstand dieses Berichts, dass wir irgendwelche 
Vergaben inhaltlich geprüft oder dass wir da irgendwelche Mängel festgestellt hätten.  

Simon Rock (GRÜNE): Herr Zelljahn hat mehrfach und wie ich finde auch vollkommen 
richtigerweise darauf hingewiesen, dass hier angesichts der aktuellen Ereignisse zwei 
Debatten parallel verlaufen. Die eine betrifft die Metaebene, also das Vergabemana-
gementsystem im Allgemeinen, und die andere all die Fragen rund um die aktuellen 
Entwicklungen in Bezug auf die Sanierung der Staatskanzlei.  

Wenn ich Herrn Zelljahn richtig verstanden habe, dann hat er auch gesagt, dass dieses 
Vergabemanagementsystem keine Nachträge abbilden könne.  

(Kopfnicken von Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn) 

Deshalb ist aus meiner Sicht zumindest offen, inwieweit ein Vergabemanagementsys-
tem das in welcher Form auch immer hätte verhindern oder früher aufdecken können. 
Ich sage bewusst „offen“, weil ich auch an die Sitzung des Haushalts- und Finanzaus-
schusses vom Donnerstag der vergangenen Woche erinnern möchte, in der einige in 
diesem Raum anwesend waren und in welcher der Finanzminister sehr deutlich ange-
kündigt hat, dass diese und andere Fragen Bestandteil der externen Prüfung durch 
Deloitte seien und er sich auch über Hinweise und Anregungen aus dem parlamenta-
rischen Raum freue, was noch Bestandteil dieser externen Prüfung sein könnte. Ich 
nehme das zum Anlass, um in Richtung Finanzministerium anzuregen, die Frage, ob 
ein Vergabemanagementsystem diese Punkte hätte verhindern können bzw. ob ein 
Vergabemanagementsystem zukünftig ähnlich gelagerte Fälle verhindern kann, mit in 
den Prüfungsauftrag von Deloitte aufzunehmen.  

Bernd Krückel (CDU): Ich habe noch eine Frage an das Finanzministerium hinsicht-
lich der Präzisierung von Daten. Das VMS wurde ab dem dritten Quartal 2023 scharf 
geschaltet, während die Planungen davon ausgingen, dass es zum 30. Juni 2022 im-
plementiert sein sollte. Sehe ich die Daten richtig?  

RD Ralf Sand (FM): Ich würde das Wording gerne etwas ändern, denn das System 
„scharf schalten“ ist aus meiner Sicht nicht das richtige Verständnis. Das richtige Ver-
ständnis ist, dass das Basismodul des Vergabemanagementsystems dem BLB ziem-
lich früh zur Verfügung stand. „Basismodul“ bedeutet, dass wir die Arbeitsschritte, Ar-
beitsvorgaben und Geschäftsprozesse im BLB definieren müssen, die dann auf das 
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System übertragen werden. Dann kann aber schon kontinuierlich mit diesem System 
gearbeitet werden, weil es sämtliche Prozessschritte, wie Herr Zelljahn sagte, von der 
Bedarfsmeldung – wo entsteht der Bedarf, der dann genehmigt wird? – über das 
Vergabeverfahren abbildet.  

Es war also eigentlich seit der Einführung des BLB ein kontinuierlicher Prozess. „Ein-
führung“ heißt nicht: „Ich gebe das Instrument rein und schalte scharf“, sondern: „Ich 
kann bereits mit dem System arbeiten, muss es aber speziell für meine Organisations-
einheit ausprägen, bis es dann irgendwann die Reife erlangt hat, die der Landesrech-
nungshof gefordert hat.“ Deswegen gibt es hier eigentlich keinen zeitlichen Versatz.  

Bernd Krückel (CDU): Dann ersetze ich „scharf“ durch „vollumfänglich“. Wann war es 
möglich, das Vergabemanagementsystem vollumfänglich im Sinne der gewollten De-
finition einzusetzen?  

RD Ralf Sand (FM): Danke für die Präzisierung. Eine vollumfängliche Nutzung, so wie 
sie der Landesrechnungshof versteht, lag mit Umsetzung der seitens des Landesrech-
nungshofes festgestellten Anforderungen vor. Damit befinden wir uns in der zweiten 
Jahreshälfte 2023.  

(Bernd Krückel [CDU]: Ab dem dritten Quartal wäre damit zutreffend?) 

– Ja. 

Dirk Wedel (FDP): In der Tat hat Herr Zelljahn eine wichtige Frage aufgeworfen, die 
auch Herr Rock zu Recht aufgegriffen hat. Wenn das Vergabemanagementsystem 
Nachträge überhaupt nicht abbildet, wo wird das dann dokumentiert? Wo kann man 
sich die Informationen über das Verfahren, über Nachträge beim BLB anschauen, 
wenn es nicht im Vergabemanagementsystem ist?  

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn: Die Frage kann aktuell si-
cherlich am besten Herr Sand beantworten. 

Damit keine Missverständnisse auftreten, weise ich noch einmal darauf hin, dass die-
ses Vergabemanagementsystem so, wie es ausgestaltet ist, sicherlich kein Instrument 
ist, mit dem man unbedingt – wenn es nicht ganz gravierende Auffälligkeiten gibt –
irgendwelche Mängel im Verfahren oder Korruptionsansätze oder so entdecken kann. 
Sie müssen in die Vergabe reingehen und die einzelnen Dinge prüfen und können erst 
dann feststellen, ob es da irgendetwas gegeben hat. Ich will nur dem vorbeugen, dass 
man jetzt hier meint: Wir haben ein Vergabemanagementsystem, und das ist die eier-
legende Wollmilchsau, mit der man später jegliche Korruption bekämpfen kann. – Das 
wird nicht so sein.  

RD Ralf Sand (FM): Dem kann ich erst einmal nur zustimmen. Das Vergabemanage-
mentsystem erlaubt es, ein Vergabeverfahren zu strukturieren. Es erlaubt in einer ge-
wissen Art und Weise, einen Mitarbeiter oder Sachbearbeiter durch das Vergabever-
fahren zu führen und an den entsprechenden Stellen Begründungszwänge einzu-
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führen. Etwaige Möglichkeiten, Vergabeunterlagen auszutauschen, werden protokol-
liert – es ist stets ein Nachweis vorhanden –, und am Ende des Tages wird dann der 
Zuschlag erteilt, also der Vertrag nach Prüfung und Wertung abgeschlossen. Damit ist 
das Vergabeverfahren eigentlich beendet.  

Sie sprechen von Nachträgen. Ich entfalte jetzt mal ein bisschen kriminelle Energie. 
Hierzu nehme ich eine Leistungsbeschreibung im Vergabeverfahren und fasse sie re-
lativ kurz. Wenn dann der Zuschlag erteilt wird, ist die Leistungsbeschreibung revisi-
onssicher im Vergabesystem abgelegt, wie Herr Zelljahn sagt. Irgendwann werden 
Nachträge erzeugt, die schlichtweg dadurch zustande kommen, dass die Leistungs-
beschreibung zu kurzgefasst worden war. Das Managementsystem selbst trägt also 
nichts dazu bei, sondern das, was dort von irgendeiner Person eingestellt worden ist, 
war die Ursache für diese Nachträge. 

Wie können Nachträge festgestellt werden? Jede Organisationseinheit größerer Art 
führt in der Regel ein Vertragsmanagement. In dem Vertragsmanagement werden die 
abgeschlossenen Verträge hinterlegt, sodass die Konditionen jederzeit für alle sichtbar 
sind. Dann kann man natürlich feststellen, wenn es zu Nachträgen kommt, also zu der 
zusätzlichen Beauftragung irgendeiner Firma, indem man das gegebenenfalls mit dem 
abgelegten Vertrag gegenprüft und schaut, woher das kommt. In dem Management-
system als solchem wird dokumentiert, strukturiert und eine rechtssichere Vergabe-
akte erzeugt. Damit können Sie nicht in die Tiefe gehen, um zu sagen: Damit bekomme 
ich automatisch einen Nachweis, dass irgendetwas im Sinne von Nachträgen vorge-
fallen ist. 

Dirk Wedel (FDP): Danke für die Ausführungen bis hierhin. – Ich frage noch einmal 
kurz nach.  

Genauso wie der Kollege Börner war auch ich in der 16. Wahlperiode Mitglied des 
PUA BLB. Irgendwie bekommt man, wenn man das Wort „Nachträge“ hört, tatsächlich 
ein Déjà-vu; auch damals ging es permanent um Nachträge.  

Für mich lautet letztlich die Frage, welche … Erstens ist zum Beispiel ganz wichtig, 
dass man das tatsächlich findet, dass es also tatsächlich an der Stelle dokumentiert 
ist. Sie haben gesagt, das finde sich bei den Vertragsgestaltungen. Das halte ich in 
der Tat grundsätzlich für nachvollziehbar, aber auf der anderen Seite geht es dabei 
auch oft um technische Spezifikationen. Wie erfolgt denn die Prüfung eines Nachtrags 
beim BLB? Geht das nur im Justiziariat, oder werden diese technischen Spezifikatio-
nen auch noch einmal irgendwo von Technikern gegengeprüft?  

RD Ralf Sand (FM): Zu der Frage kann ich Ihnen keine Antwort geben. Die würden wir 
dann im Zweifelsfall schriftlich nachliefern.  

(Dirk Wedel [FDP]: Okay!) 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Ich hebe den Zweifelsfall auf: bitte schriftlich nach-
reichen!  
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Bernd Krückel (CDU): Bei meiner ersten Wortmeldung hatte ich nach der Spezifika-
tion der Systeme gefragt, also wofür sie ausgerichtet sein sollen und was sie leisten 
sollen und können. Das möchte ich ausdrücklich noch einmal zur Sprache bringen, 
damit wir uns auch ein Bild davon verschaffen können, wofür die Programme oder die 
Systeme angeschafft worden sind, wo sich möglicherweise Lücken auftun und was sie 
leisten können. Für mich wird gerade bei der Problematik der Nachträge deutlich, dass 
es dafür wohl offensichtlich nicht das geeignete Instrumentarium gibt. Dazu ist die er-
gänzende Antwort von Herrn Sand auf dem Schriftwege möglicherweise erhellend.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Dies war die erste Beratung. Geplant ist eine ab-
schließende Beratung auf der Grundlage eines Beschlussvorschlags in der nächsten 
Sitzung am 18. Februar 2025. Hierfür erbitten wir eventuelle Beschlussvorschläge bis 
zu dem Donnerstag vor der Sitzung.  
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8 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 26: Portfoliosteuerungstool des Bau- und Liegenschaftsbetriebs 
Nordrhein-Westfalen: Welche Immobilie wird zuerst saniert? 

Vorlage 18/2842 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3464  

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn berichtet:  

Wir haben es hier mit einer Datenbank bzw. einer IT-Auswertung zu tun. Dazu müs-
sen Daten vorgehalten werden. Es geht um die Frage: Welche Immobilie wird zuerst 
saniert?  

Der BLB hat im Grunde genommen ein Portfoliosteuerungstool ins Leben rufen wol-
len. Wir haben das geprüft, und leider, leider … Der Sinn und Zweck sollte eine 
automatisierte Auswertung des Immobilienportfolios des BLB sein, um zu geschei-
ten Ergebnissen zu kommen, die da lauten: Was mache ich mit der Immobilie? Halte 
ich sie, entwickle ich sie, verkaufe ich sie, verwerte ich sie wie auch immer?  

Um diese Aussagen zu treffen, braucht es natürlich eine solide Datenbasis, um die 
künftige Entwicklung der Immobilie festlegen zu können. An dieser Datenbasis hat 
es eklatant gemangelt. 24 % der benötigten Daten fehlten. Die Auswahl von 26 Kri-
terien, die man sich gegeben hat, war ungenügend bzw. redundant. Die Gewichtung 
der Kriterien wies schwerwiegende Mängel auf. Außerdem – das ist ein sehr großes 
Problem für uns – gibt es keine Aussagen zum Energieverbrauch der einzelnen 
Immobilien, weil die zugrunde liegenden Daten ungenau und unvollständig sind. 
Das haben wir sehr kritisiert.  

Der BLB hat auch in diesem Fall die Kritik vollständig angenommen und Lösungen 
erarbeitet. Er hat ein zweistufiges Verfahren eingeführt. Dabei geht es nicht nur um 
diese Datenbasis, sondern die entsprechenden Beschäftigten gucken sich auch die 
Immobilie noch einmal daraufhin an, ob das so stimmt, was die Datenbasis aus-
spuckt. Das ist im Moment der Stand.  

Was noch fehlt – denken Sie an Energieverbräuche –, ist der Ausbau der Zählerin-
frastruktur, den der LRH als sehr vordringlich erachtet. – Das ist es in Kurzform von 
meiner Seite dazu.  

Dirk Wedel (FDP) fragt, in welchem Verhältnis das Portfoliosteuerungstool zu den 
Portfoliokonferenzen, in denen die Nutzer ein Mitspracherecht hätten, stehe und ob 
das Tool die Grundlage für die Konferenzen darstelle.  

Ausweislich der Kleinen Anfragen 443 und 617 sowie der jeweiligen Antworten der 
Landesregierung betrage der theoretische Instandhaltungsbedarf für die Jahre 2022 
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bis 2026 insgesamt 7,258 Milliarden Euro, wohingegen die tatsächlich für Instandhal-
tungen ausgegebenen Mittel in den Jahren von 2015 bis 2021 zwischen 245,7 Millio-
nen (2015) und 365,4 Millionen Euro (2019) betragen hätten. Als unbefriedigende Be-
gründung dafür, dass eine Gegenüberstellung von theoretischem Instandhaltungsbe-
darf und tatsächlich für Instandhaltungen investierten Mittel wenig Aussagekraft auf-
weise, habe die Landesregierung seinerzeit auf die Möglichkeiten eines Verkaufs oder 
Neubaus von Immobilien verwiesen. Vor diesem Hintergrund interessiere ihn, ob das 
Portfoliosteuerungstool Informationen über den theoretischen Instandhaltungsbedarf 
biete bzw. ob dieser als ein Kriterium innerhalb des Tools fungiere. 

Außerdem wünsche er zu erfahren, warum die Mietvertrags-Restlaufzeit aus Sicht des 
BLB als eines der „3+1-Topkriterien“ bei sanierungsbedürftigen Immobilien gelten 
könne. Er vermute einen Zusammenhang mit der 60–40-Regel des BLB. 

Weiterhin bitte er um eine Erläuterung, ob mit der im Zusammenhang der Prüfung des 
LRH angesprochenen „Sanierung“ vornehmlich eine energetische Sanierung gemeint sei. 

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn antwortet, dass zwischen Port-
foliokonferenzen und dem Portfoliosteuerungstool ein Zusammenhang bestehe, da die 
Ressorts, die aus den Konferenzen ein Budget erhielten, die Entscheidung zu treffen 
hätten, welche Immobilien aus dem jeweils eigenen Bereich am dringendsten zum Bei-
spiel saniert oder verkauft werden müssten. Das Portfoliosteuerungstool diene dazu, 
hierbei grundsätzlich nach Dringlichkeit und nicht in einer willkürlichen Reihenfolge 
vorzugehen.  

Bezüglich des theoretischen Instandhaltungsbedarfs verfüge er über keine Informatio-
nen. Prinzipiell reichten die Mittel allerdings leider nie aus, um allen Immobilien gerecht 
zu werden.  

Bei der Sanierung gehe es nicht lediglich um die energetische Sanierung. Vielmehr 
solle die Immobilie als Ganzes in den Blick genommen werden. Insbesondere bei den 
sehr alten Bestandsimmobilien im Portfolio des BLB müsse dieser immer vor dem Hin-
tergrund etwaiger Denkmalschutzauflagen die Entscheidung für einen Abriss, einen 
Verkauf oder eine Sanierung treffen. 

ORR’in Janine Cresnik (FM) ergänzt, dass das Excel-basierte Portfoliosteuerungstool 
die Grundlage für die Abstimmung mit den Nutzern darstelle, welche Liegenschaften 
bzw. Immobilien in den Portfoliokonferenzen besprochen würden. Daher werde in dem 
Tool auch kein theoretischer Instandhaltungsbedarf dargestellt. 

Die Mietvertrags-Restlaufzeit stelle eines der vier in Abstimmung mit dem Landesrech-
nungshof ausgewählten Topkriterien dar. Näheres könne sie dazu momentan nicht 
sagen. 

Dirk Wedel (FDP) bittet darum, die Frage bezüglich der Mietvertrags-Restlaufzeit im 
Nachgang bis zur nächsten Sitzung schriftlich zu beantworten. – ORR’in Janine Cresnik 
(FM) sagt dies zu. 
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Der Landesrechnungshofs habe kritisiert, dass lediglich 26 Kriterien Eingang in das 
Portfoliosteuerungstool gefunden hätten, merkt Bernd Krückel (CDU) an. Ihn interes-
siere, wie viele Kriterien es aus Sicht des LRH für eine sachgerechte Betrachtung 
brauche. Damit einhergehend frage er, ob ein solches Tool eine standardisierte Port-
foliosteuerung unterschiedlicher Immobilientypen wie zum Beispiel Bürogebäude oder 
Justizvollzugsanstalten überhaupt ermöglichen könne, selbst wenn weitere Kriterien 
zugrunde gelegt würden. 

Sich an das Finanzministerium richtend wünsche er zu erfahren, ob die Mietvertrags-
Restlaufzeit möglicherweise aufgrund leerlaufender oder niederzulegender Immobilien 
ein wesentliches Kriterium darstellt. Er bitte um eine schriftliche Beantwortung im Nach-
gang der Sitzung. 

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn entgegnet, dass die ur-
sprünglichen 26 teilweise redundanten Kriterien inzwischen auf eine geringe einstel-
lige Anzahl reduziert worden seien. – ORR’in Janine Cresnik (FM) präzisiert, dass es 
sich um insgesamt vier Topkriterien handle. 

Die Nachfrage von Bernd Krückel (CDU), ob die 26 ursprünglichen Kriterien zu vier 
neuen Kriterien zusammengefasst worden seien, bejaht ORR’in Janine Cresnik (FM) 

Daraufhin bittet Bernd Krückel (CDU) um eine Erklärung seitens des Landesrech-
nungshofs, wie dieser die Anzahl von ursprünglich 26 Kriterien als ungenügend be-
werten und gleichzeitig die daraus entstandenen vier Kriterien als ausreichend anse-
hen könne. – Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn erwidert, dass 
der LRH ausweislich seines schriftlichen Berichts nicht die Anzahl der Kriterien, son-
dern deren Redundanz kritisiert und deswegen eine geringere Zahl angemahnt habe.  

Frank Börner (SPD) zufolge hat der Landesrechnungshof dem BLB empfohlen, sich 
hinsichtlich Energieverbräuchen von Bestandsgebäuden an Neubauten und ihren ho-
hen energetischen Standards zu orientieren. Durch den Vergleich der vielen alten Be-
standsgebäuden des BLB untereinander ließen sich einzelne besser darstellen, als sie 
in energetischer Hinsicht tatsächlich seien. Gleichzeitig entstehe so lediglich ein Ran-
king innerhalb des Bestandes des BLB ohne weitere Folgen. 

Bisher betrachte der BLB die maßgeblichen Verbrauchswerte von Gebäuden in Form 
von Wirtschaftseinheiten. Eine Wirtschaftseinheit bestehend aus einem energetisch 
schlechten Altbau und einem energetisch sehr guten Neubau erreiche daher insge-
samt auf einen akzeptablen Durchschnittswert. Ihn interessiere, ob es inzwischen zu 
einer Einzelbetrachtung von Gebäuden durch den BLB komme. 

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn antwortet, dass momentan 
ein Zähler je Wirtschaftseinheit und nicht ein Zähler je Gebäude installiert sei. Dem-
entsprechend könnten die individuellen Verbrauchswerte nicht angegeben werden. 
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Laut Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE) wird in dem vorliegenden Bericht des Landesrech-
nungshofs darauf verwiesen, dass die Datenerhebung des BLB hinsichtlich der The-
men „Klimaschutz“ bzw. „Energie“ bislang nicht ausreichend sei. Um als Land bis zum 
Jahr 2030 eine ausgeglichene Klimabilanz zu erreichen und die Nachhaltigkeitskrite-
rien zu erfüllen, brauche es demnach auch hier eine verbesserte Datenerhebung. 

Während nicht jedes Gebäude des BLB klimaneutral sein müsse, bedürfe es insge-
samt deutlich sinkender Emissionswerte. Mit Blick auf den verbleibenden zeitlichen 
Rahmen wünsche er eine Einschätzung der Entwicklung hin zu einer bilanziellen Kli-
maneutralität zu erfahren und ob sich der BLB auf einem guten Weg befinde, die hier-
für notwendigen Daten zu erfassen. 

Bezugnehmend auf seine vorige Antwort verdeutlicht Direktor beim Landesrech-
nungshof Andreas Zelljahn, dass erst auf der Grundlage einer gebäudescharfen 
Messung von Verbrauchsdaten sinnvolle Entscheidungen hinsichtlich energetischer 
Maßnahmen getroffen werden könnten. Da noch keine Einzelerfassung der Gebäude 
des BLB möglich sei, habe der LRH darum gebeten, dies zügig voranzutreiben. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer teilt mit, dass Beschlussvorschläge zu diesem Bei-
trag bis zum Donnerstag vor der kommenden Sitzung erbeten würden. 
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9 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 30: Hohes Steuerausfallrisiko bei der energetischen Sanierung von 
Wohngebäuden 

Vorlage 18/2842 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3466  

LMR Christof Taube (LRH) führt aus: 

In Anbetracht der fortgeschrittenen Zeit werde ich mich kurzfassen. Wenn Sie mir 
gleichwohl die Gelegenheit geben, diese Prüfung kurz vorzustellen. – Es handelt 
sich um eines von vier steuerlichen Themen aus dem Jahresbericht und passt gut 
zu dem vorangegangenen Thema. Denn auch hierbei geht es um die energetische 
Sanierung, diesmal allerdings um die steuerliche Seite bzw. um die steuerliche För-
derkulisse.  

Wir haben uns eine Steuerermäßigung angeguckt. Es geht um die Möglichkeit der 
Steuerpflichtigen, 20 % der Sanierungsaufwendungen – maximal 40.000 Euro – 
verteilt über drei Jahre von ihrer geschuldeten Einkommensteuer abzuziehen. Da-
mit Sie einordnen können, über welche Beträge wir bezüglich des Sanierungsvolu-
men sprechen: Allein im Jahr 2020 haben wir in NRW ein steuerlich geltend ge-
machtes Sanierungsvolumen von gut 100 Millionen Euro festgestellt.  

Wir haben uns die Norm § 35c des Einkommensteuergesetzes angeguckt. Sie ist 
auf den Zeitraum von 2020 bis 2029 befristet. Das ist zugleich auch der Grund, 
warum wir so früh reingegangen sind und uns die Norm angeschaut haben, nämlich 
um etwaige Defizite – hierzu komme ich gleich – noch rechtzeitig vor dem Auslaufen 
der Norm abstellen zu können.  

Wir haben eine Stichprobe von Steuerfällen die Jahre 2020 und 2021 betreffend 
gezogen – es handelt sich also um die ersten beiden Jahre der Norm – und haben 
eine Fehlerquote von nahezu zwei Dritteln, genau gesagt 62 %, festgestellt. Das ist 
nach unseren Erfahrungen recht hoch. Daraus haben wir ein Steuerausfallrisiko 
bzw. potenzielle Steuerausfälle für diese beiden Jahre in Höhe von ungefähr 23 Mil-
lionen Euro errechnet.  

Der Hauptgrund für diese recht hohe Fehlerquote ist nach unseren Feststellungen im 
Wesentlichen die Bescheinigung, welche die ausführenden Fachunternehmer aus-
stellen müssen und die sozusagen Abzugsvoraussetzung ist. Da haben wir diverse 
Fehler festgestellt. Ich skizziere Ihnen drei Stück: Technische Mindestanforderungen 
für die Steuerermäßigung wurden in der Bescheinigung aufgrund von Leerstellen 
schlicht und ergreifend nicht nachgewiesen, zum Teil wurden in den Bescheinigun-
gen zu hohe Grenzwerte ausgewiesen, und wir hatten auch einen Fall – wohlgemerkt 
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ist das ein extremer Einzelfall –, in dem in der Bescheinigung eine Ölheizung ausge-
wiesen worden ist, die letztendlich zum steuerlichen Abzug zugelassen wurde.  

Wir haben auf der Grundlage der festgestellten Fehler eine ganze Reihe an Emp-
fehlungen an das Finanzministerium abgegeben. Ich darf direkt vorwegsagen, dass 
jedenfalls nach meinem Eindruck auch ein Großteil dieser Empfehlungen seitens 
des FM aufgenommen wurde. Zu der Umsetzung kann ich Ihnen an der Stelle nichts 
sagen. Unsere Prüfung wurde mit der Stellungnahme des FM beendet.  

Wir hatten nur in einem wesentlichen Punkt einen Dissens, den ich der Vollständig-
keit halber kurz erwähne. Wir hatten unter anderem vorgeschlagen, eine Zentrali-
sierung in den Finanzämtern vorzunehmen, sodass also nicht jeder Veranlagungs-
bezirk diese Art von Steuererklärung bearbeitet, sondern dass es zentralisiert wird. 
Wir haben nämlich festgestellt, dass gerade der Umgang mit diesen Bescheinigun-
gen der Fachunternehmer nicht ganz ohne ist.  

Wenn Sie sich ein durchschnittliches Finanzamt vorstellen – ich kann Ihnen jetzt 
keine Einzelzahlen nennen –, dann ist die Anzahl der Fälle dieser Steuerermäßi-
gungen trotz eines recht hohen Sanierungsvolumens nicht so hoch. Es ist also nicht 
der typische Einkommensteuerfall. Deswegen hat der einzelne Veranlagungssach-
bearbeiter natürlich nicht so viele Fälle davon auf dem Tisch. Das führt dazu, dass 
er sich jedenfalls nach unseren Feststellungen jedes Mal neu damit beschäftigen 
muss. Das könnte aus unserer Sicht ein Grund für die hohe Fehlerquote sein.  

Wir hatten vorgeschlagen, dass es zentral seitens des FFM vorgegeben wird bzw. 
dass es in der Landschaft der Festsetzungsfinanzämter für eine Zentralisierung 
sorgt. Diesbezüglich hatten wir Dissens; das hat das Ministerium mit aus unserer 
Sicht nachvollziehbaren Gründen abgelehnt. Wir sind aber nach wie vor der Über-
zeugung, dass das der richtige Weg wäre. Gleichwohl haben wir das Prüfungsver-
fahren mit der Stellungnahme des Finanzministeriums abgeschlossen, weil die un-
terschiedlichen Auffassungen ausgetauscht worden sind.  

Dirk Wedel (FDP) merkt an, dass er die Begründung des Finanzministeriums für eine 
dezentrale Festlegung der Prüfungsschwerpunkte nicht nachvollziehen könne. Es 
bleibe fraglich, ob die notwendige Kompetenz jeweils innerhalb der einzelnen Finanz-
ämter bzw. bei den jeweiligen Dezernenten vorhanden sei. Er bitte um eine weiterge-
hende Begründung für die Beibehaltung dieses Vorgehens. 

Als ständiger Vertreter der Landesregierung im Ausschuss für Haushaltskontrolle stellt 
MR Lothar Kroll (FM) fest, dass zu diesem Tagesordnungspunkt kein sprachfähiger 
Vertreter des Finanzministeriums im Ausschuss anwesend sei. Er sage zu, die Frage 
mitzunehmen und bis zur nächsten Sitzung eine Antwort nachzureichen. 

LMR Christof Taube (LRH) präzisiert, dass der Landesrechnungshof die Argumenta-
tion des Finanzministeriums zwar nachvollziehen könne, sie aber nicht teile. Der LRH 
halte hingegen seine Argumentation für eine Zentralisierung nach wie vor aufrecht. Da 
jedoch keinerlei Nachfragen zu der Begründung des FM beständen und das Ministerium 
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die eigene Sichtweise deutlich habe darlegen können, sei das Prüfverfahren beendet 
worden. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer teilt mit, dass Beschlussvorschläge zu diesem Bei-
trag bis zum Donnerstag vor der kommenden Sitzung erbeten würden. 
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10 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 18: Rücklagen der Universitäten und Fachhochschulen – je mehr, 
desto besser? 

Vorlage 18/2842 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3462  

Direktor beim Landesrechnungshof Dr. Stefan Lascho berichtet: 

Meine Damen und Herren, ich möchte Ihnen drei Punkte aus dieser Prüfung beson-
ders ans Herz legen und darauf Ihre Aufmerksamkeit lenken. Ich nutze aber die 
Gelegenheit, vorab die entscheidenden Zahlen in den Fokus zu nehmen. Sie haben 
in dem Bericht gesehen, dass es sehr viele sind, aber von meiner Warte aus kommt 
es nur auf wenige an.  

Wir haben uns die Rücklagen angeschaut, die im Kern aus den allgemeinen, den 
freien und den Sonderrücklagen bestehen, und haben, weil bei den freien Rückla-
gen keine Zweckbestimmung in den Jahresabschlüssen ausgewiesen ist, zusätzlich 
noch das sonstige freie Eigenkapital zur Abrundung des Bildes in den Blick genom-
men. In der Summe haben wir festgestellt, dass Ende des Jahres 2021 bei den Uni-
versitäten und Fachhochschulen rund 2 Milliarden Euro an freien allgemeinen Rück-
lagen und sonstigem freiem Eigenkapital vorhanden waren. Hinzu kommen etwa 860 
Millionen Euro in Form von Sonderrücklagen, die ich aber im Moment auslasse.  

Wir sprechen über 2 Milliarden Euro, zu denen in den Jahresabschlüssen der Hoch-
schulen keine Zweckbestimmung ausgewiesen ist. Diese Zahl ist aus unserer Sicht 
so beachtlich, dass sie, wenn auch vielleicht nicht auf den Euro genau, ein gewich-
tiges Indiz dafür ist, dass in den Hochschulen ganz erhebliche Mittel in dieser Zeit 
nicht verausgabt worden sind.  

Zwei Bemerkungen vorab. Rücklagen und sonstiges freies Eigenkapital sind eine 
bilanzielle Größe. Das heißt nicht, dass bei den Hochschulen entsprechende Spar-
bücher liegen; es handelt sich aber um in den Bilanzen ausgewiesene summierte 
Bilanzüberschüsse. Mir ist außerdem wichtig, darauf hinzuweisen, dass die Situa-
tion bei den einzelnen Hochschulen durchaus unterschiedlich war. Es ist eine Ge-
samtzahl.  

Diese Gesamtzahl von 2 Milliarden Euro führt von unserer Warte aus zu drei Dingen.  

Erstens. Es ist dringend erforderlich, dass das Ministerium, aber auch der Landtag 
als Haushaltsgesetzgeber, eine Entscheidung treffen müssen, ob und gegebenen-
falls in welchem Umfang diese Rücklagen bei den Hochschulen verbleiben sollen 
bzw. ob man sie dort lassen möchte.  
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Zweitens. Diese Entscheidung können Sie nach meiner Meinung nur dann seriös 
treffen, wenn Ihnen auch die entsprechenden Informationen dazu vorliegen. Des-
wegen hatten wir angeregt, dass Ihnen im Zuge der Haushaltsberatungen eine 
Übersicht über die Rücklagen der Hochschulen und vor allen Dingen deren Entwick-
lung zur Verfügung gestellt wird, damit Sie das abschätzen können.  

Wir haben im Laufe des Beantwortungsverfahrens festgestellt und Ihnen auch mit-
geteilt, dass das Wissenschaftsministerium mit diesen Rücklagen überhaupt nicht 
so sehr steuert, sondern auf das sogenannte bereinigte Finanzvermögen abstellt. 
Das ist eine Kennziffer, die nach bestimmten Kriterien ermittelt wird. Wenn das das 
Entscheidende ist, dann ist unsere Anregung, dass Ihnen zumindest diese in den 
Haushaltsberatungen zur Verfügung gestellt wird, wenn es nicht die Rücklagen 
selbst sind. Im Idealfall ist es beides.  

Drittens. Wenn man offensichtlich dieses bereinigte Finanzvermögen im Wissen-
schaftsministerium zur Steuerung des Finanzbedarfs der Hochschulen ermittelt, 
stellt sich für uns die Frage, warum es dann dieser umfangreichen und detaillierten 
Regelungen über die Rücklagen und insbesondere über die Sonderrücklagen bei 
den Jahresabschlüssen der Hochschulen überhaupt bedarf. Wenn damit ohnehin 
nicht gesteuert wird, dann lautet die Frage, ob die Hochschulen diesen Aufwand 
überhaupt betreiben müssen oder ob es dann nicht bei einem Ausweis von Rückla-
gen insgesamt bleiben kann, wie es im HGB üblich ist.  

Dirk Wedel (FDP) merkt an, im Rahmen der Sitzung des Haushalts- und Finanzaus-
schusses vom 28. November 2024 nach Selbstbewirtschaftungsmitteln der Universi-
tätskliniken und Hochschulen gefragt zu haben. Er habe die damaligen Ausführengen 
des Vertreters des Ministeriums für Wissenschaft und Kultur so verstanden, dass 
Selbstbewirtschaftungsmittel zumindest teilidentisch mit den Rücklagen seien. Ihn in-
teressiere die Einschätzung des Landesrechnungshofs hierzu, wohl wissend, dass der 
doppischen Buchführung der Hochschulen eine kameralistische Buchführung des Lan-
deshaushalts gegenüberstehe. 

In der besagten HFA-Sitzung sei ebenfalls deutlich geworden, dass 400 Millionen Euro 
Liquidität aus dem Vermögen der Hochschulen an den Landeshaushalt fließen sollten. 
Er wünsche Einzelheiten bezüglich der Modalitäten dieses Vorgangs zu erfahren, ob 
zum Beispiel eine Art Darlehensvertrag abgeschlossen werde. Nach seinem Verständ-
nis werde im Rahmen der doppischen Bilanz der Hochschulen eine Sperre eingetragen. 

Direktor beim Landesrechnungshof Dr. Stefan Lascho antwortet, dass Selbstbe-
wirtschaftungsmittel und Rücklagen zwar zusammenhingen, aber nicht identisch oder 
teilidentisch seien. Gleichwohl beständen Wechselbeziehungen. 

Die Rücklagen der Hochschulen ergäben sich vor dem Hintergrund des Liquiditätsver-
bundes zum großen Teil aus Forderungen gegen das Land auf Auszahlung der Grund-
finanzierung. Aus der Perspektive des Landes handle es sich dabei aufgrund der über-
jährigen Verwendung um Selbstbewirtschaftungsmittel „besonderer Art“, da diesen 
seitens der Hochschulen unmittelbare Ansprüche gegenüberständen; wenn die Hoch-
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schulen ihre Auszahlung einforderten, müsse das Land die Mittel auszahlen. Dement-
sprechend verfüge das MKW in diesem Fall über keinerlei Spielraum. 

Hinsichtlich der Rückzahlung von Mitteln müssten insbesondere der Haushalt bzw. 
einzelne Titel berücksichtigt werden. Für eine unterjährige Rückzahlung einzelner 
Summen bestehe seiner Ansicht nach keine Rechtsgrundlage. 

MR Arno Einck (MKW) bekräftigt, dass sein Vorredner den Zusammenhang von Selbst-
bewirtschaftungsmitteln und Rücklagen zutreffend dargestellt habe. 

Bei den 400 Millionen Euro handle es sich um Baumittel der Universitätskliniken, die 
für eine weitere Zuführung gesperrt würden und daher an den Landeshaushalt zurück-
geführt werden könnten. 

Carolin Kirsch (SPD) fragt, ob dem Landesrechnungshof Erkenntnisse zu Selbstbe-
wirtschaftungsmitteln ohne Zweckbestimmung innerhalb der Rücklagen der Hoch-
schulen vorlägen.  

Ausweislich des vorliegenden Berichts lägen noch keine Zahlen zum bereinigten Fi-
nanzvermögen der Hochschulen für das Jahr 2023 vor. Sie wünsche vom MKW oder 
FM zu erfahren, ob es inzwischen einen neuen Sachstand gebe. 

Der LRH spreche sich dafür aus, dass dem Landtag im Rahmen der Haushaltsbera-
tungen zukünftig weitere Informationen über die Rücklagen der Hochschulen mittge-
teilt würden. Sie wünsche zu erfahren, wie MKW und FM dies umzusetzen gedächten.  

Direktor beim Landesrechnungshof Dr. Stefan Lascho entgegnet, keine Aussage 
über Selbstbewirtschaftungsmittel ohne Zweckbestimmung machen zu können. Hierzu 
hätte der LRH die Zusammensetzung der Rücklagenbildung für jede einzelne Hoch-
schule untersuchen müssen; er habe allerdings lediglich insgesamt die Rücklagen und 
deren Abwicklung betrachtet. 

Bezüglich der Zahlen zum bereinigten Finanzvermögen der Hochschulen im Jahr 2023 
habe der LRH um eine hochschulspezifische Aufschlüsselung gebeten, diese bislang 
jedoch nicht erhalten. 

Hinsichtlich der dem Landtag zu berichtenden Informationen befinde sich der LRH im 
Gespräch mit dem MKW, das gegen manche Vorschläge des LRH Bedenken geäußert 
habe. 

MR Arno Einck (MKW) ergänzt, dass sich die Zahlen zum bereinigten Finanzvermö-
gen der Hochschulen im Jahr 2023 verglichen mit dem Jahr 2021 nur unwesentlich 
verändert hätten bzw. in der gleichen Größenordnung vorlägen. 

Auch wenn es bezogen auf die konkrete Art und Weise, wie dem Landtag weitere In-
formationen zu Verfügung gestellt werden, innerhalb des MKW noch keine Entschei-
dung gegeben, werde ein entsprechender Weg gefunden. 
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Vanessa Odermatt (CDU) erkundigt sich, worin die eingangs im mündlichen Bericht 
des Landesrechnungshofs genannten Unterschiede zwischen den Hochschulen in Be-
zug auf ihre jeweiligen Rücklagen begründet seien. – Direktor beim Landesrech-
nungshof Dr. Stefan Lascho erwidert, aufgrund der nicht hochschulspezifischen Un-
tersuchung hierzu keine näheren Angaben machen zu können. Lediglich in einem Fall 
gebe es Erkenntnisse aus der Ausweisung der Nettoposition bei der Eröffnungsbilanz. 

Falls er die bisherigen Ausführungen richtig verstehe, bestehe seitens der Hochschu-
len – gerade sei es um Universitätskliniken gegangen – ein Rechtsanspruch zur Ver-
ausgabung ihnen zur Verfügung stehender Selbstbewirtschaftungsmittel, so Simon 
Rock (GRÜNE). Demnach ließen sie sich nicht per se in den Landeshaushalt zurück-
führen. In diesem Fall bestehe ein originärer Unterschied zu Selbstbewirtschaftungs-
mitteln in anderen Bereichen, in denen es sich um freiwillige Leistungen handle. 

Direktor beim Landesrechnungshof Dr. Stefan Lascho stimmt seinem Vorredner 
zu. Angesichts von in den Landeshaushalt eingestellten Globalhaushalten in Form von 
entsprechenden Titeln bestehe seitens der Hochschulen ein Anspruch auf die entspre-
chenden Mittel, wodurch die Möglichkeit einer unterjährigen Rückführung nicht gege-
ben sei. 

In Anbetracht der soeben dankenswerterweise erfolgten Klarstellung bittet Dirk Wedel 
(FDP) das MKW, den Rechtsgrund für die angedachte Rückübertragung aus Sicht der 
Hochschulen darzustellen. Trotz des nach § 5 Abs. 3 Satz 2 Hochschulgesetz beste-
henden Liquiditätsverbunds zwischen dem Land und den Hochschulen befänden sich 
die Mittel nach ihrer Zuweisung laut § 5 Hochschulgesetz im Vermögen der Hochschu-
len. Einen möglichen Rechtsgrund stelle die Übereignung dar. Es gehe ihm allerdings 
weniger um die sachrechtliche als vielmehr um die schuldrechtliche Dimension, so sie 
denn vorliege. Bezüglich einer etwaig erfolgenden Verwendung von Mitteln entgegen 
dem ursprünglich festgelegten Zweck verweise er auf § 266 StGB. 

MR Arno Einck (MKW) erläutert, dass im vorliegenden Bericht des LRH die Rückla-
gen der Hochschulen, nicht aber der Universitätskliniken in den Blick genommen wür-
den. Aus den Rücklagen der Hochschulen würden noch keine Mittel dauerhaft zurück-
geführt. 

Bei den aus dem Bereich der Universitätskliniken zurückzuführenden 400 Millionen 
Euro handle es sich zwar prinzipiell um essenzielle, momentan jedoch nicht benötigte 
Baumittel. Die Rückführung werde dadurch ermöglicht, dass ausweislich der mittelfris-
tigen Finanzplanung ab dem Jahr 2028 Mittel in gleicher Höhe wieder zugeführt wer-
den müssten. Aufgrund dieser Zusage fehle den Kliniken kein Geld. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer teilt mit, dass Beschlussvorschläge zu diesem Bei-
trag bis zum Donnerstag vor der kommenden Sitzung erbeten würden. 
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11 Ergebnisbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 

den Jahresbericht 2022 

Vorlage 18/3350  

Dirk Wedel (FDP) bittet um eine Erläuterung, warum die Durchführung eines für den 
Einsatz des IT-Verfahrens zur Verwaltung des Landeshaushalts notwendigen Einwilli-
gungsverfahrens auch zwei Jahre nach der ursprünglichen Prüfung durch den Lan-
desrechnungshof nach wie vor ausstehe. 

MR Lothar Kroll (FM) entgegnet, dass in dem bereits zum Zeitpunkt der LRH-Prüfung 
eingeleiteten komplexen Einwilligungsverfahren eine umfangreiche Menge an Unter-
lagen geprüft werden müsse. Im Zuge dieser Prüfungen hätten sich mit Blick auf die 
Unterlagen seitens des FM etliche Änderungsanforderungen ergeben. Der LRH habe 
in seiner Prüfung die Feststellung des FM bestätigt, dass zum Prüfungszeitpunkt noch 
keine Einwilligungsreife vorgelegen habe. 

Mittlerweise sei der Großteil der Unterlagen aktualisiert und läge vor. Die letzten noch 
ausstehenden Unterlagen würden für den Anfang des Jahres 2025 in Aussicht gestellt. 
Das FM gehe davon aus, sich dementsprechend zügig weiter mit dem Einwilligungsver-
fahren befassen und es zeitnah zu einem Abschluss bringen zu können. 

Carolin Kirsch (SPD) fragt, ob die im vorliegenden Bericht des Landesrechnungshofs 
angesprochene potenzielle Prüfung des Themas „Bauprojektcontrolling des BLB NRW 
im Landesbau“ angesichts der aktuellen Ereignisse die Sanierung der Staatskanzlei 
betreffend inzwischen konkret angedacht werde. 

Vizepräsident des Landesrechnungshofs Michael Kisseler antwortet, hierzu keine 
Angaben machen zu können, da die Arbeitsplanung den Kleinen Kollegien vorbehalten 
bleibe. 

Grundsätzlich versuche der LRH, im Bereich der bautechnischen Prüfungen Ereig-
nisse wie die angesprochenen in das Prüfungsgeschäft zu implementieren. Zwar 
müsse auch im konkreten Fall darüber nachgedacht werden, ob es sich schließlich 
aber tatsächlich im Arbeitsplan des LRH niederschlage, wisse er nicht.  

Der Ausschuss nimmt den Ergebnisbericht 2024 des Landes-
rechnungshofs Nordrhein-Westfalen über den Jahresbericht 
2022 zur Kenntnis. 

gez. Rainer Schmeltzer 
Vorsitzender 

4 Anlagen 
06.02.2025/06.02.2025 





CDU-Landtagsfraktion       22.01.2025 
GRÜNE-Landtagsfraktion 
FDP-Landtagsfraktion 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 28.01.2025 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 16 
Jahresbericht 2024 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: Ein Kunstraum für alle Sinne - ohne Sinn für 
das Haushaltsrecht 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) das 
Förderprogramm „Neue Künste Ruhr“ des Ministeriums für Kultur und 
Wissenschaft (MKW) geprüft hat. Der Ausschuss nimmt als zentrales 
Prüfergebnis zur Kenntnis, dass die Bezirksregierung als 
Bewilligungsbehörde zunächst keine Vorgaben zur Zweckbindung der 
geförderten Gegenstände machte, die Gesamtfinanzierung mehrmals 
ausweitete sowie das MKW die Voraussetzungen für eine spätere 
Erfolgskontrolle nicht geschaffen hat. 
 
Der Ausschuss nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass das MKW die 
Feststellungen des LRH grundsätzlich anerkannt und angemessene 
Maßnahmen ergriffen sowie eine Erfolgskontrolle bei dem Projekt 
durchgeführt hat. Der Ausschuss erkennt, dass quantitativ messbare 
Zielvorgaben nicht unerheblich zu einer effizienten und effektiven 
Verwendung von Fördermitteln beitragen und die nachträgliche 
Erfolgskontrolle erleichtern. 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass das MKW begonnen hat, für strukturell 
wichtige Projekte Zielvereinbarungen zu vereinbaren. 
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CDU-Landtagsfraktion       22.01.2025 
GRÜNE-Landtagsfraktion 
FDP-Landtagsfraktion 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 28.01.2025 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 14 
Jahresbericht 2024 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: Corona-Billigkeitsleistungen aus dem 
Kulturstärkungsfonds - keine einheitlichen Vorgaben, Defizite in der 
Umsetzung 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) 
gemeinsam mit den Staatlichen Rechnungsprüfungsämtern Arnsberg 
und Köln die Billigkeitsleistungen aus dem Kulturstärkungsfonds geprüft 
hat. Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass 
das Ministerium für Kultur und Wissenschaft (MWK) keine einheitlichen 
Vorgaben für unterschiedliche Kultursparten vorgegeben hat und sich 
daraus Ungleichbehandlungen ergeben haben sowie bei der 
Überprüfung der Verwendungsnachweise Fehler durch die 
Bezirksregierungen begangen wurden. 
 
Der Ausschuss nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass das MWK die 
Feststellungen des LRH grundsätzlich anerkennt und angemessene 
Maßnahmen ergriffen hat. 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass das MKW die Prüfung der 
Verwendungsnachweise und dort, wo es zu Fehlern in den 
Verwendungsnachweisen gekommen ist und Rückforderungen möglich 
waren, letztere veranlasst hat. 
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CDU-Landtagsfraktion       22.01.2025 
GRÜNE-Landtagsfraktion 
FDP-Landtagsfraktion 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 28.01.2025 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 20 
Jahresbericht 2024 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: Fluthilfe: Baufachliche Schutzanforderungen 
kommen beim Wiederaufbau zu kurz und Krisenresilienz 
unterentwickelt 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) 
gemeinsam mit dem Staatlichen Rechnungsprüfungsamt Arnsberg die 
Maßnahmen des Wiederaufbaus im Bereich "Hochbau" nach der 
Flutkatastrophe im Juli 2021 geprüft hat. Der Ausschuss nimmt als 
zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass es vereinzelt durch die 
mehrfache Veränderung der Förderrichtlinie zur finanziellen 
Unterstützung der Betroffenen durch das Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung (MHKBD) zu 
Ungleichbehandlungen gekommen ist. 
 
Des Weiteren nimmt der Ausschuss zur Kenntnis, dass es zu 
Mehrkosten durch eine fehlerhafte Einschätzung des Personalbedarfs für 
die Bearbeitung der Wiederaufbauhilfe durch die Beauftragung eines 
privaten Dienstleisters gekommen ist und die Verwendungsnachweise 
der Wiederaufbauhilfe nicht ausreichend geprüft wurden. 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass das MHKBD in Zusammenarbeit mit 
anderen Ministerien und der Bezirksregierung Köln damit begonnen hat, 
eine Evaluierung der Wiederaufbauhilfe durchzuführen und die 
gewonnen Erkenntnisse für mögliche neue Anwendungen nutzbar zu 
machen.  
 
Der Ausschuss geht davon aus, dass die Hinweise des LRH zur 
Evaluierung der Wiederaufbauhilfe, insbesondere zur Vermeidung 
zukünftiger Schäden und zur Verbesserung der Krisenresilienz, 
aufgegriffen und in Handlungsmanuale umgesetzt werden und begrüßt 
die Ankündigung des MHKBD, im Rahmen des Möglichen eine 
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Krisenresilienzstrategie des Landes zu erarbeiten, wenn der Bund seine 
Strategie verabschiedet hat.  
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CDU-Landtagsfraktion       22.01.2025 
Grüne-Landtagsfraktion 
FDP-Landtagsfraktion 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 28.01.2025 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 27 
Jahresbericht 2024 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: „Härtefallhilfe NRW“ - Schwein gehabt 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) 
gemeinsam mit dem Staatlichen Rechnungsprüfungsamt Arnsberg das 
Programm „Härtefallhilfe NRW“ geprüft hat. Der Ausschuss nimmt als 
zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass die Ergänzung der 
Härtefallhilfe NRW um Sonderregelungen für schweinehaltende Betriebe 
nicht hinreichend begründet war und der Branche dadurch umfangreiche 
Privilegien im Vergleich zu anderen Branchen zugebilligt wurden.  
 
Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass das damalige Ministerium für 
Wirtschaft, Industrie, Digitalisierung und Energie, heute Ministerium für 
Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie (MWIKE) weder für die 
Härtefallhilfe an sich noch für die im Jahr 2022 ergänzten 
Sonderregelungen für schweinehaltende Betriebe ausreichende 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zur Notwendigkeit der Hilfen 
durchgeführt hat. Weiter nimmt der Ausschuss zur Kenntnis, dass in 
diesem Zusammenhang Zweifel an der Einhaltung der Vorgaben des § 7 
Landeshaushaltsordnung durch das MWIKE bestehen. 
 
Der Ausschuss stellt fest, dass die Lage während der Corona-Pandemie 
hochdynamisch war und das MWIKE schnell auf die unerwartete 
Situation reagieren musste, um langfristigen Schaden von der nordrhein-
westfälischen Wirtschaft abzuhalten. 
 
Der Ausschuss erwartet, dass das MWIKE bei der zukünftigen Auflegung 
von Hilfsprogrammen gemäß der Landeshaushaltsordnung eine 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung durchführt, bei der Ausgestaltung den 
Gleichheitsgrundsatz beachtet und damit Privilegierungen einzelner 
Branchen vermeidet und – falls realisierbar – bereits jetzt einen Prozess 
etabliert, durch den es sich auf solche Ausnahmesituationen vorbereitet. 
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